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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 9 SB 37/16 B 
 
L 8 SB 3333/14 (LSG Baden-Württemberg) 
S 6 SB 1285/13 (SG Karlsruhe) 
 
 
 
……………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Regierungspräsidium Stuttgart, 
Landesversorgungsamt, 
Ruppmannstraße 21, 70565 Stuttgart, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 29. August 2016 durch den  

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richterin   Dr.  R o o s    und den  

Richter   Dr.  R ö h l     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 27. April 2016 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger begehrt in der Hauptsache die Feststellung eines Grades der Behinderung (GdB) 

von mehr als 20. Sein dahingehendes Begehren war bei dem Beklagten sowie in den 

Vorinstanzen erfolglos. Das LSG hat zur Begründung ua ausgeführt, auf der Grundlage der 

gerichtlicherseits eingeholten orthopädischen und neurologisch/psychiatrischen Gutachten sei 

die Bewertung nicht zu beanstanden (Beschluss vom 27.4.2016). 

 

Mit seiner Beschwerde wendet sich der Kläger gegen die Nichtzulassung der Revision im Be-

schluss des LSG. 

 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, weil die allein möglichen Zulassungsgründe der grundsätzlichen 

Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) und des Verfah-

rensfehlers (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) nicht ordnungsgemäß dargetan worden sind (vgl § 160a 

Abs 2 S 3 SGG). 

 

Der Kläger hält den Beschluss des LSG für rechtsfehlerhaft und trägt hierzu vor, das LSG habe 

den GdB nicht zutreffend bewertet. § 69 Abs 3 SGB IX sei unzutreffend angewendet worden. 

Damit wird ein Zulassungsgrund nicht bezeichnet, sondern die materielle Fehlerhaftigkeit im 

Einzelfall geltend gemacht. Diese ist indessen nicht Gegenstand der Nichtzulassungsbe-

schwerde (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Beschwerde ist somit ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen (§ 160a 

Abs 4 S 1 Halbs 2, § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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